
Für Anti-Stress-
Verordnung
Besserer Arbeits- und Gesundheitsschutz in Thüringen

wenn es um die Gesundheitspräventi-
on für ältere Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer oder auch die Inklusion
von Menschen mit Behinderungen
oder die Integration von Langzeitar-
beitslosen mit gesundheitlichen Pro-
blemen geht. Hier fordert die Links-
fraktion in ihrem Antrag, den Arbeits-
und Gesundheitsschutz als Thüringer

Im Rahmen eines Pressege-
sprächs hatte kürzlich die Arbeits-
marktpolitikerin Ina Leukefeld die
Überlegungen der Fraktion DIE LIN-
KE im Thüringer Landtag zur Ver-
besserung des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes in Thüringen
vorgestellt. Sie verwies darauf,
dass sich die Fraktion in zahlrei-
chen Vor-Ort-Terminen, Fachgesprä-
chen und mit parlamentarischen
Anfragen schon seit längerem dem
Themenbereich zugewandt hat und
im September-Plenum mit einem
entsprechenden Antrag die Landes-
regierung zum Handeln auffordern
wird. 

In letzter Zeit ist beim Thema Ar-
beits- und Gesundheitsschutz vor al-
lem die bundesweite Debatte um die
Einführung einer Anti-Stress-Verord-
nung in aller Munde, die als Bundes-
ratsinitiative der rot-rot-grünen Län-
dermehrheit im März 2013 gestartet
worden war, dann jedoch in der letzten
Sitzung des Bundestags im Juli 2013
von der schwarz-gelben Mehrheit weg-
gebügelt wurde. 

Im Bundesrat hatte sich die Thürin-
ger Landesregierung mal wieder ent-
halten, so wie sie es leider bei den mei-
sten arbeitnehmerfreundlichen Vor-
schlägen tut. 

Depressionen und Burnout
auf dem Vormarsch

Auch DIE LINKE steht angesichts ei-
ner Arbeitswelt im Wandel hinter der
Forderung einer bundesweiten Anti-
Stress-Verordnung. Denn gerade psy-
chische Belastungen nehmen heutzu-
tage spürbar zu. Ina Leukefeld: „Die ei-
nen werden krank, weil sie zu viel ar-
beiten und immer erreichbar sein müs-
sen, die anderen werden krank, weil
sie gar keine Arbeit haben.“ 

Auch für Thüringen lässt sich dieser
Trend bestätigen: Während glückli-
cherweise die Arbeitsunfälle sich seit
1993 mehr als halbiert haben, ver-
weist der DAK-Gesundheitsreport Thü-
ringen 2013 auf eine Zunahme der
psycho-sozial bedingten Arbeitsunfä-
higkeitstage seit 2000 um 131 Pro-
zent. Ursächlich hierfür sind nach Ein-
schätzung aller Expertinnen und Exper-
ten – und selbst der Stressreport der
schwarz-gelben Bundesregierung
kommt zu diesem Befund – die ständi-
ge Zunahme von Flexibilität gepaart
mit schlechten Perspektiven und Ar-
beitsbedingungen. Diese Verunsiche-
rung trifft dann oft noch auf zwangs-
weise Rund-um-die-Uhr-Erreichbarkeit,
ein Verschwimmen von Arbeits- und
Freizeit und zunehmenden Leistungs-
druck in einer individualisierten Ar-
beitswelt. 

Diesen negativen Stressfaktoren
muss nachdrücklich begegnet werden,
sollen Depressionen und Krankheits-
bilder wie Burnout nicht zur allgemei-
nen Zustandsbeschreibung der Gesell-
schaft werden. Doch auch jenseits die-
ses Bereichs gibt es in Thüringen noch
viel zu verbessern, beispielsweise

mengefasst. Offensichtlich geschah
dies auch, um zukünftig weiteren Per-
sonalabbau zu ermöglichen. Mittelfri-
stig sollen im Bereich des Arbeits-
schutzes 30 Prozent des Personals ein-
gespart werden. Damit wird die eh
schon dünne Kontrolldecke weiter re-
duziert. Schon heute hat jeder der
Kontrolleure im Durchschnitt die Ver-
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Zur Ankündigung von CDU und
SPD, im September im Landtag ei-
nen Antrag einzubringen, der Lang-
zeitarbeitslose im Rahmen des
Wiederaufbaus nach den Flutschä-
den eine Perspektive bieten soll,
sagte MdL Ina Leukefeld: „Öffentli-
che Beschäftigung stellt eine Mög-
lichkeit für den Wiederaufbau so-
wie für den Ausbau des Hochwas-
serschutzes in Thüringen dar.“ Je-
doch würden zwar Möglichkeiten
zur Qualifikation im Rahmen der
Maßnahme angekündigt, dies kön-
ne jedoch bei weitem nicht genü-
gen. „Unklar bleiben die genaue
Zielgruppe, die Entlohnung und
wie eine Maßnahme, die auf ein
Jahr angelegt ist, einen nachhalti-
gen Effekt für Betroffene und den
Hochwasserschutz entfalten soll.“
Die Abgeordnete verweist auf die
Kriterien Guter Arbeit sowie ihren
Vorschlag vom Juni, ein solches
Wiederaufbauprogramm als Mo-
dellprojekt des Öffentlich Geför-
derten Beschäftigungssektors
(ÖBS) im Bereich Umwelt- und Na-
turschutz zu installieren. Die LIN-
KE würde das Projekt unterstüt-
zen, wenn es freiwillig, mit Per-
spektive und tariflicher Entlohnung
sei. Ein Vorschlag, der Menschen
in den Niedriglohnbereich zwingt,
werde jedoch  von der LINKEN ve-
hement abgelehnt.                            

Zu den Zahlen der Arbeitsagen-
tur über eine „Trendwende“ bei
den aus Thüringen pendelnden Er-
werbstätigen, erklärte MdL Ina
Leukefeld: „Seit 1990 hat Thürin-
gen einen enormen Aderlass an
meist gut ausgebildeten und über-
proportional vielen jungen Men-
schen verkraften müssen. Schuld
daran waren vor allem die Niedrig-
lohnstrategie vergangener Landes-
regierungen und die Deindustriali-
sierung Ostdeutschlands. Der
Rückgang um nicht einmal 3.000
Pendler ist deshalb nicht vielmehr
als eine Auswirkung der Demogra-
phie. Zugespitzt gesagt: Es ist
kaum noch jemand da, der abwan-
dern oder pendeln könnte.“ Jähr-
lich verlassen Thüringen fast
50.000 Menschen, davon mehr als
ein Drittel unter 25 Jahren und be-
sonders junge Frauen. Das Thürin-
ger Lohnniveau hat noch immer
den zweitniedrigsten Wert in
Deutschland. „Wenn wir Fachkräf-
te und junge Menschen in Thürin-
gen halten oder gar zurückholen
wollen, dann brauchen sie Gute Ar-
beit und eine faire Entlohnung. DIE
LINKE fordert einen Mindestlohn
von zehn Euro, Übernahmegaran-
tien nach der Ausbildung und ei-
nen engagierten Kampf gegen pre-
käre Beschäftigungsformen.“

KURZ UND PRÄGNANTDAS THEMA

Gesundheitsziel zu verankern und För-
derungen entsprechender Umstellun-
gen in Unternehmen aus dem Europäi-
schen Sozialfonds zu ermöglichen. 

Zudem soll die Landesregierung im
Rahmen ihrer gesetzlichen Möglichkei-
ten und Verantwortung den Schutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
verbessern. Sonn- und Feiertagsarbeit
muss wieder schärferen Regelungen
unterworfen werden. Hier hatte das
SPD-geführte Sozialministerium den
Regelungskatalog vor einem Jahr auf-
geweicht und die notwendige Vorab-
konsultation der Gewerkschaften ge-
strichen. Dies muss umgehend rück-
gängig gemacht werden. 

Schwarze Schafe soll das
Landesamt veröffentlichen

Darüber hinaus ist es notwendig,
stärker gegen die schwarzen Schafe
unter den Unternehmen vorzugehen:
Unternehmen, die schwere Verstöße
im Bereich des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes begehen, müssen in ei-
ner Liste beim zuständigen Landesamt
veröffentlicht werden, damit beispiels-
weise Kommunen die Chance erhalten,
solche Unternehmen wirksam von der
Vergabe öffentlicher Aufträge auszu-
schließen. Ebenso könnte diese Liste
Erwerbslosen dazu dienen, die Unzu-
mutbarkeit eines Jobs gegen über dem
Jobcenter zu begründen, welches in ein
solches Unternehmen vermitteln will.

All dies nützt aber recht wenig, wenn
entsprechende Vergehen und Verstöße
nicht aufgedeckt werden, weil es an
Personal zur Kontrolle mangelt. Zu Be-
ginn des Jahres wurden in Thüringen
Verbraucherschutz und Arbeitsschutz
in einem neuen Landesamt zusam-

antwortung für 1.000 Betriebsstätten
und Unternehmen, so dass es nicht
verwundern kann, wenn aus dem Lan-
desamt zu hören ist, es seien inzwi-
schen vorwiegend Kontrollen auf Zuruf
an der Tagesordnung statt eine syste-
matische Betreuung des jeweiligen
Aufgabengebietes. 

Eine bessere Prävention im
Interesse aller Beteiligten

Hier fordert DIE LINKE die Landesre-
gierung auf, zumindest das derzeitige
Stellenniveau zu sichern und beizube-
halten und nicht durch ein weiteres
Ausdünnen den erworbenen Standard
im Arbeits- und Gesundheitsschutz zu
gefährden. DIE LINKE wird das Thema
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
und die Förderung eines auf Präventi-
on ausgerichteten Gesundheitsmana-
gements weiter aktiv begleiten. 

Festzuhalten bleibt, dass schon jetzt
viele Unternehmen aus Eigeninteresse
initiativ werden. Denn Arbeitsunfähig-
keit führt allein in Thüringen nach
Schätzungen der AOK zu Produktivi-
tätsverlusten in Höhe von 1,4 Milliar-
den Euro jährlich. 

Eine bessere Prävention von (Be-
rufs)Krankheit liegt damit im Interesse
aller Beteiligten, den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern, den Unter-
nehmen und selbst den Sozialkassen,
die so entlastet werden können. Dies
wollen wir ausdrücklich durch einen
stärkeren gesetzlichen Rahmen unter-
stützen, der die Unternehmen in die
Pflicht nimmt, ihrer Verantwortung ge-
genüber den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern gerecht zu werden.

Thomas Völker 

Angebliche Trendwende
bei den Pendlerzahlen

Wiederaufbauprogramm
mit Guter Arbeit

Ina Leukefeld,
Arbeitsmarktpoliti-
kerin der Linksfrak-
tion im Thüringer
Landtag, im Pres-
segespräch zum
Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz in
Thüringen: 

„Die einen wer-
den krank, weil sie
zu viel arbeiten und
immer erreichbar
sein müssen, die
anderen werden
krank, weil sie gar
keine Arbeit ha-
ben.“ 


